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19.11.2021: EU fordert Whistleblowing für Behörden und Unternehmen

Österreich muss die EU-Richtlinie zum Schutz von „HinweisgeberInnen“ bis 17. Dezember 2021 für Unternehmen ab 250

MitarbeiterInnen umsetzen. Allerdings liegt aktuell noch kein Gesetzesentwurf vor, was die betroffenen Unternehmen (ab

250 MitarbeiterInnen) vor Herausforderungen stellt, wenn sie dann am 17. Dezember 2021 bereits einen sicheren Kanal für

HinweisgeberInnen für Gesetzesverstöße zur Verfügung stellen müssen. Unternehmen ab 50 MitarbeiterInnen sollen laut

EU-Richtlinie bis 17. Dezember 2023 Zeit bekommen, wobei Österreich (theoretisch) auch eine kürzere Einführungsfrist

vorsehen könnte. Lesen Sie mehr…

Was ist zu tun?

Damit Whistleblower vor Repressalien geschützt sind, muss ein Meldekanal z.B. in Form einer Webplattform zur Verfügung

gestellt werden. Wichtig ist, dass die Meldung vertraulich erfolgen kann. Vertraulich bedeutet, dass beispielweise ein IT-

Administrator keinen Zugriff hat.

Da die Einführung eines geeigneten Kanals eine technische Herausforderung darstellt, können auch Dritte damit betraut

werden.

Staatliche Stelle

Auch der Staat ist gefordert, da auch dieser einen externen Kanal zur Verfügung stellen muss. Die staatlichen Stellen müssen

Ihre Mitarbeitenden deutlich darauf hinweisen.

Unternehmen ab 50 MitarbeiterInnen

Es ist nicht zu erwarten, dass der Gesetzgeber diese KMUs bereits am 17. Dezember 2021 verpflichtet einen Hinweisgeber-

Kanal einzurichten. Damit bleibt noch ausreichend Zeit zu beobachten, wie die „Großen“ diese Aufgabe meistern.

Unternehmen bis 49 MitarbeiterInnen

Für diese KMU-Gruppe ist derzeit keine Pflicht für einen Whistleblower-Kanal vorgegeben.

Landes- und Regionalverwaltungen, Gemeinden ab 10.000 EinwohnerInnen

Diese öffentlichen Stellen sollen ebenfalls bereits heuer verpflichtet werden, einen Kanal bereitzustellen.

Bereits eingeführte Hinweisgebersysteme (Beispiele)

Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft:

Hinweisgebersystem (Hinweise zur Aufklärung von Wirtschaftsstrafsachen und Korruption)

https://www.illmerpartner.at/content/start/index_ger.html
https://www.illmerpartner.at/content/start/index_ger.html
https://www.justiz.gv.at/wksta/wirtschafts-und-korruptionsstaatsanwaltschaft/hinweisgebersystem.2c9484853d643b33013d8860aa5a2e59.de.html;jsessionid=9C4310EBE94862A1595C5267927A7186.s2


Finanzmarktaufsicht: Whistleblower-System

 

Obige Ausführungen stellen allgemeine Informationen zum Thema des jeweiligen Newsletters dar (Ausführungen ohne

Gewähr) und können deshalb ein persönliches Beratungsgespräch keinesfalls ersetzen. Zögern Sie deswegen nicht uns bei

Fragen oder Unklarheiten zu kontaktieren! Ihr Team der Steuerberatung Illmer und Partner – Die kompetente Beratung in

Landeck.

Stand: 19.11.2021

https://www.bkms-system.net/bkwebanon/report/clientInfo?cin=11FMA61&c=-1&language=ger
https://www.illmerpartner.at/news.html
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